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rial (Fertigungsmaterial) und der Bezugskosten, 
die seit dem 31. März 1964 eingetreten sind, mit 
zu berücksichtigen ( o h n e  die Veränderungen 
durch Preisanordnungen der Industriepreisreform 
gemäß § 1 Abs. 2),

b) der Lohnkosten nach dem Stand vom 8. April 
1966, d. h. ohne Berücksichtigung der auf Grund 
der Verordnung vom 22. Dezember 1965 über die 
,,5-Tage-Arbeitswoche für jede zweite Woche“ und 
die Verkürzung der Arbeitszeit (GBl. II S. 897) 
gegebenenfalls eintretenden Veränderungen der 
Lohnkosten,

c) der Kalkulationselemente (Zuschlagssätze für in­
direkt zu verrechnende Kosten) in der in Preis­
anordnungen oder Preisbewilligungen festgesetz­
ten Höhe nach dem Stand vom 31. März 1964, es 
sei denn, daß nach diesem Zeitpunkt andere Kal­
kulationselemente festgesetzt worden sind oder 
festgesetzt werden, die zur Ausarbeitung von 
Preisen nach dem derzeitig gültigen Stand be­
stimmt sind,

d) der sonstigen Kalkulationselemente (z. B. Kosten 
für Forschungs- und Entwicklungsarbeiten) in

■ der zum Zeitpunkt der Antragstellung gültigen 
Höhe,

e) des preisrechtlich zulässigen Gewinnzuschlages 
^ sowie — soweit dies in Frage kommt — des Satzes

(Betrages) der Produktions- oder Dienstleistungs­
abgabe bzw. der Verbrauchsabgaben in der zum 
Zeitpunkt der Antragstellung gültigen Höhe.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auch dann 
Anwendung, wenn Preise der 1. und 2. Etappe der In­
dustriepreisreform (gemäß den im § 1 Abs. 2 aufgeführ­
ten Preisanordnungen) gegenüber den antragstellen­
den Betrieben bereits wirksam geworden sind, es sei 
denn, es wäre etwas anderes ausdrücklich bestimmt.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten 
auch dann, wenn in Preisvorschriften festgelegt ist, 
daß die Preisanträge von den Betrieben auf der 
Grundlage der betriebsindividuellen Selbstkosten 
auszuarbeiten sind.

(4) Soweit in Preisanordnungen oder Preisbewilli­
gungen Kalkulationsvorschriften oder Preiserrechnungs­
vorschriften enthalten sind, finden diese weiterhin 
Anwendung.

III.
Anträge auf Festsetzung von Preisen nach dem ab

1. Januar 1967 gültigen Stand
A.

Volkseigene Betriebe

§4
(1) Kalkulationen für Preisanträge gemäß § 1 Abs. 1 

Buchst, b (Festsetzung von Preisen nach dem ab
1. Januar 1967 gültigen Stand) sind von den volkseige­
nen Betrieben aufzustellen unter Zugrundelegung

a) der Preise für Grundmaterial in der sich aus den 
Preisanordnungen der Industriepreisreform (1. bis
3. Etappe) ergebenden Höhe sowie — wenn die 
Bewertung des Grundmaterials zu Einstandsprei­
sen erfolgt — der Bezugskosten in entsprechender 
Höhe,

b) der Lohnkosten nach dem Stand vom 8. April 
1966, d. h. ohne Berücksichtigung der auf Grund 
der Verordnung vom 22. Dezember 1965 über die 
„5-Tage-Arbeitswoche für jede zweite Woche“ und 
die Verkürzung der Arbeitszeit gegebenenfalls 
eintretenden Veränderungen der Lohnkosten,

c) der Kalkulationselemente (Zuschlagssätze für in­
direkt zu verrechnende Kosten) in der sich unter 
Berücksichtigung der Preisanordnungen der Indu­
striepreisreform (1. bis 3. Etappe) ergebenden 
Höhe.

In die Kalkulationen sind ferner, soweit diese Kalku­
lationsbestandteile den Betrieben bereits bekanntge­
geben sind, aufzunehmen:

d) sonstige Kalkulationselemente (z. B. die Kosten 
für Forschungs- und Entwicklungsarbeiten),

e) der Satz des Reineinkommens,
f) der Satz (Betrag) der Produktions- oder Dienst­

leistungsabgabe in der für die Preisanordnungen 
der Industriepreisreform vorgesehenen Höhe.

Soweit die Kalkulationsbestandteile gemäß Buchstaben 
d bis f den Betrieben bei Vorlage des ersten Preisan­
trages nach Inkrafttreten dieser Preisanordnung noch 
nicht bekannt sind, werden sie von den Preisbildungs­
organen in die Kalkulationen eingesetzt.

(2) Bei der Bewertung des Grundmaterials zu den 
Preisen der Industriepreisreform ist auszugehen
— von den bereits veröffentlichten Preisen der 1. 

und 2. Etappe der Industriepreisreform gemäß § 1 
Abs. 2;

— von den den antragstellenden Betrieben auf Grund 
besonderer Anordnungen durch die Lieferer mit­
geteilten Industrieabgabepreisen der 3,- Etappe 
der Industriepreisreform (z. B. auf Grund der An­
ordnung vom 15. Dezember 1965 über die Errechnung 
und Mitteilung von Einzelpreisen für Textilerzeug­
nisse der Webereien und des Industriezweiges Deko

' zur Vorbereitung der Industriepreisreform [GBl. II 
S. 881]);

— von den zum Zwecke der Planung als Arbeits­
material im Vorabdruck herausgegebenen Preis­
anordnungen und Preisbewilligungen der 3. Etappe 
der Industriepreisreform. Soweit die antragstellen­
den Betriebe diese Vorabdrucke nicht selbst erhalten 
haben bzw. sie von den Lieferern nicht über diese 
Preise unterrichtet worden sind, sind sie verpflichtet, 
die Preise der 3. Etappe der Industriepreisreform bei 
den Lieferern zu erfragen. Die Preisanordnung 
Nr. 3170 vom 13. Juni 1966 — Preismitteilungspflicht 
und Preisauskunftspflicht zur Sicherung der Ausar­
beitung der Planentwürfe 1967 - (GB1.II S. 393) fin­
det entsprechende Anwendung.

Vorstehende Bestimmungen gelten entsprechend bei 
der Ausarbeitung von Anträgen zur Festsetzung der 
Kalkulationselemente.

(3) Hinsichtlich der Kalkulationselemente (Zuschlags­
sätze für indirekt zu verrechnende Kosten) gilt im ein­
zelnen folgendes:

a) soweit von den Preisbildungsorganen oder den 
WB bereits Kalkulationselemente nach dem ab
1. Januar 1697 gültigen Stand bestätigt worden 
sind, finden diese Anwendung (z. B. die Kalkula­
tionselemente nach der Preisanordnung Nr. 3168 
vom 17. September 1965 — Ausarbeitung von 
Kalkulationselementen und Aufstellung und Prü­
fung von Kalkulationen in Vorbereitung der In­
dustriepreisreform für Erzeugnisse und Leistun­
gen der volkseigenen Betriebe des Maschinen­
baues - (GBl. II S. 683),

b) soweit eine solche Festlegung noch nicht erfolgt 
ist, kalkulieren die Betriebe mit den zum Zeit­
punkt der Antragstellung für sie verbindlichen 
Kalkulationselementen. — Dabei sind gegebenen­
falls bestehende materialabhängige Kalkulations­
elemente von den Betrieben auf die neue Bemes-


